
Die Staatlichen Notariate und diejenigen Dienststel­
len, denen Funktionen der freiwilligen Gerichtsbarkeit- 
übertragen worden sind, werden dies zu beachten 
haben.

In diesem Zusammenhang sei auch nochmals darauf 
hingewiesen, daß ebenso § 577 Abs. 3 ZPO, der im Be­
reiche des Zivilprozesses die eigene Änderung der mit 
der sofortigen Beschwerde anfechtbaren Entscheidung 
verbot, aufgehoben ist (§ 5 Abs. 4 der insoweit noch 
gültigen 4. VereinfVO vom 12. Januar 1943, RGBl. I 
S. 7).

Wilfried G o t t s c h a l k ,  Dresden

Nochmals: Aufgaben unserer Justiz 
bei der Erziehung der Jugend

Der in NJ 1952 S. 577 veröffentlichte Beitrag 
von G r ä f n e r  hat das Problem der Rechts­
erziehung in den Schulen wieder in den Vorder­
grund gebracht, zu dem sich nach der Veröffent­
lichung des Beitrages zahlreiche Leser der „Neuen 
Justiz“ in längeren Beiträgen geäußert haben. Da 
dieses Problem seiner Natur nach nicht ohne Mit­
wirkung des in erster Linie zuständigen Volks­
bildung sministeriums zu lösen ist, hat das Redak­
tionskollegium die Frage der Fortführung der Dis­
kussion gemeinsam mit Vertretern dieses Mini­
steriums eingehend beraten. Es wurde Einver­
ständnis darüber erzielt, daß einer Diskussion in 
der „Neuen Justiz“ eine entsprechende Diskussion 
in der Lehrerfachpresse voranzugehen habe, da die 
Erörterung des Problems seitens der Juristen so 
lange wirkungslos bleiben muß, bis eine entspre­
chende Aufnahmebereitschaft bei den Erziehern 
vorhanden ist.

Die grundsätzliche Behandlung dieser Frage 
in der „Neuen Justiz“ soll also zunächst vertagt 
werden. Wenn wir gleichwohl noch den nach­
stehenden Beitrag veröffentlichen, so geschieht 
das, weil er keine theoretische Erörterung des 
genannten Problems bringt, sondern lediglich einen 
Bericht über eine erstaunliche und anerkennens­
werte Aktivität auf diesem Gebiet gibt, die. un­
abhängig von der grundsätzlichen Diskussion der 
Frage, unseren Lesern nur zur Nachahmung emp­
fohlen werden kann. Die Redaktion

Zu dem Beitrag von G r ä f n e r  in NJ 1952 S. 577 
möchte ich ergänzend darlegen, was in den Schulbe­
zirken Chemnitz-Stadt und Chemnitz-Land von der 
Justiz bei der Jugenderziehung getan worden ist.

Bereits im Jahre 1945 erwog ich mit einigen Kol­
legen, wie man der zu erwartender! Jugendkriminalität 
begegnen könne. Die Auswirkungen des Krieges mach­
ten sich auch bei der Schuljugend stark bemerkbar. 
Diebstahl wurde nicht mehr als „Diebstahl“ betrachtet, 
sondern schlicht „Organisieren“ genannt, und die Er­
wachsenen gaben — zum Teil aus der eigenen Not heraus 
— den Jugendlichen böse Beispiele. Viele Schulen waren 
restlos zerstört, die übrigen mit Evakuierten und Aus­
gebombten belegt, so daß kaum Unterricht abgehalten 
werden konnte. Es galt nun, Mittel und Wege zu 
finden, an die Jugend und über diese an die Eltern 
heranzukommen. In einem damals laufenden Kursus 
für Neulehrer glaubten wir die Plattform für eine 
vorbeugende und aufklärende Tätigkeit gefunden zu 
haben. Es ist mir heute nicht mehr erinnerlich, wie 
oft wir vor mehr als 300 Teilnehmern referierten, 
Aussprachen mit kleineren Gruppen veranstalteten 
und auch eine „Gerichtsverhandlung“ abrollen ließen. 
Im Schlußwort brachten wir jeweils besonders zum 
Ausdruck, daß wir zu jeder Zusammenarbeit bereit 
wären und uns freuen würden, auch vor den Schülern 
sprechen zu können. Der Erfolg? Nur ein einziger 
Lehrer wandte sich nach vielen Monaten an uns. Rück­
fragen in den verschiedenen Schulen ergaben, daß „zur 
Zeit“ nicht daran gedacht werden könne — was unter 
den damaligen Verhältnissen glaubhaft war —, und 
so fiel unser Plan ins Wasser.

Da auf diesem Wege auf längere Zeit nicht an die 
Jugend heranzukommen war, stellte ich mich 1947 dem 
Kulturbund zu Verfügung, um die Erwachsenen, vor­
nehmlich die Eltern, zu interessieren. Dabei war es 
mein Ziel, durch ihre Vermittlung in den Elternver­
sammlungen sprechen zu können. Hier war nach 
monatelangen Bemühungen festzustellen, daß niemals

Zeit für die Justiz übrig blieb, obwohl man erkannte, 
daß auch die Justiz in diesem Rahmen zu Worte kom­
men müsse. Die Ergebnisse der vorbeugenden Tätig­
keit in den Jahren 1947/48 waren dürftig, doch waren 
immerhin Erfahrungen gesammelt worden.

Da bot der Justizwettbewerb vom November 1949 
eine Möglichkeit, dem Ziele näherzukommen. In den 
Betrieben konnte ich in fast allen Fällen erreichen, 
daß auch die Lehrlinge an der Veranstaltung teil- 
nahmen. Weiterhin belegte ich im Kulturbund das 
„Jugendforum“ sowie einige Arbeitsgemeinschaften, in 
denen die Jugend stark vertreten war, und verhandelte 
mit dem Leiter der Handwerkerschule (4000 Schüler) 
und dem Leiter der Industrieschule (5000 Schüler) er­
folgreich. In der Handwerkerschule wurden innerhalb 
zweier Wochen alle Schüler mindestens zwei Stunden 
,n leichtverständlicher Weise mit dem JGG und der 
Arbeit der Justiz vertraut gemacht. Die Schüler ver­
hielten sich musterhaft, es herrschte gespannteste Auf­
merksamkeit, und es gab viele Fragen zu beantworten. 
Oftmals wurden aus den vorgesehenen zwei Stunden 
drei, und selbst auf die 20-Minuten-Pause wurde ver­
zichtet, um noch mehr Fragen zu stellen, noch mehr 
zu hören.

Auch in der Industrieschule zeigte der Schulleiter 
volles Verständnis und stellte uns die schulplan­
mäßigen Stunden für Gegenwartskunde zur Verfügung. 
Die Kollegen der Chemnitzer Justizbehörden haben 
mich hier nach Kräften unterstützt; allein hätte ich es 
nicht schaffen können, da ja auch mir nur beschränkte 
Zeit zur Verfügung stand.

Mit diesen Großaktionen in beiden Schulen hatten 
wir binnen zweier Monate alle 14- bis 18jährigen 
Schüler erfaßt. Ich wandte mich nun nach Rücksprache 
mit den Schulräten erneut mit einem Rundschreiben 
an alle Schulen der Stadt Chemnitz, während sich ein 
Kollege von der Staatsanwaltschaft Chemnitz mit den 
Leitern der Schulen im Chemnitzer Landbezirk in Ver­
bindung setzte. Um Überschneidungen zu vermeiden, 
wurde jedem Schulleiter ein Spielraum von nur zwei 
Wodien gelassen. Es gelang uns dadurch, das ganze 
Jahr hindurch planmäßig zu arbeiten. Zu erwähnen 
ist noch, daß für unsere Arbeit nur die Abgangsklassen, 
also das achte Schuljahr, in Betracht kamen.

Die gute Aufnahme, die unsere Arbeit fand, veran- 
laßte uns, für das Jahr 1951 ein Aktiv zu bilden, dem 
fünf Kollegen angehörten und dem sich jeder Kollege, 
der sich für diese Tätigkeit eignete, anschließen konnte. 
Für diese Gemeinschaft entwarf ich einen Plan, der 
das Hauptgewicht auf die Jugendarbeit legte, mit dem 
Ziel, im Jahre 1951 mindestens 200 Vorträge mit 300 
Vortrags- und 200 Diskussionsstunden nach bestimmten 
Richtlinien zu halten.

Dieser Plan konnte fast hundertprozentig erfüllt 
werden, obwohl zwei Kollegen infolge Versetzung aus­
fielen und im Oktober die Aufklärungsarbeit aus dienst­
lichen Gründen beendet werden mußte.

Restlos durchgeführt wurden Vorträge in den Schu­
len (Abgangsklassen der Grundschulen, Oberschulen, 
Berufs- und Fortbildungsschulen, Betriebsschulen u. ä.), 
in den Lehrlingsheimen, Haftanstalten usw. Teilerfolge 
brachten die Justizaussprachen mit den FDJ-Gruppen 
und eine Vortragsreihe vor fürsorgerisch tätigen Teil­
nehmern.

Einen guten Erfolg brachten ferner die Führungen 
und Vorträge im Kriminalmuseum für Justizangestellte 
aller Dienststellungen, Lehrer und Angehörige der 
Volkspolizei. Wesentliche Arbeit wird auch heute noch 
im Kulturbund und im Rahmen der Nationalen Front 
geleistet; auch werden seit dem Frühjahr 1952 Vor­
träge für den FDGB gehalten.

Im Themenplan, der inzwischen einige Änderungen 
erfahren hat, stehen der allgemeine Unterricht in den 
Abgangsklassen der Grundschulen, die Themen Jugend­
kriminalität und Jugendstrafrecht, das Erbrecht, die 
Erläuterung der neuen Gesetze — je nach Hörerkreis — 
im Vordergrund. Nach Möglichkeit sind aktuelle Er­
eignisse einzuarbeiten. Auch wird jeder Referent Bil­
dungsstufe und Berufsziel seiner Hörer erforschen und 
seinen Vortrag bzw. Unterricht dementsprechend ein­
richten. Wie auch Gräfner in seinem Beitrag darlegt, 
haben Schüler der Chemnitzer Schulen unaufgefordert 
Berichte geschrieben; in anderen Schulen haben die 
Lehrer im Gegenwartskundeunterricht den Vortrag als
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